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Zusammenfassung: Die Europäische Union befindet sich in einer umfassenden Krise, die sich von 
der Euro- und Finanzkrise der 2010er Jahre bis zu den disruptiven Ereignissen der Corona-Krise 
erstreckt. Deren politische Bearbeitung und jeweiligen Ursachen werden gegenwärtig in den Politik- 
und Sozialwissenschaften sehr unterschiedlich beobachtet: Eine der häufigsten Annahmen sieht eine 
neue gesellschaftliche Spaltungslinie zwischen Globalisierung und Nationalstaat. Andere sehen die 
Krise als Effekt eines sich selbst überlebenden Neoliberalismus, der sich derart in die staatlichen Insti-
tutionen eingeschrieben habe, dass alternative Entwicklungspfade blockiert werden. Der Artikel greift 
die Fäden dieser verschiedenen Debatten beziehungsweise Ansätze auf und bündelt sie aus einer staats- 
und hegemonietheoretischen Perspektive neu. Durch diese theoretische Perspektive wird es möglich, 
die unterschiedlichen Krisen und ihre Bearbeitung in ihrem Zusammenspiel zu analysieren. Es entsteht 
eine posthegemoniale Konstellation, die maßgeblich durch die Entwicklungen europäischer Staatlich-
keit in der Krise geprägt ist.

Abstract: The European Union is amid a comprehensive crisis, ranging from the euro and financial 
crisis of the 2010s to the disruptive events of the Corona crisis. Their political treatment and their 
respective causes are currently observed very differently in the political and social sciences: One of 
the most common assumptions sees a new cleavage between globalization and the nation state. Others 
see the crisis as the effect of a self-surviving neoliberalism that has inscribed itself in state institutions 
in such a way that alternative paths of development are blocked. This article picks up the threads of 
these different debates or approaches and re-bundles them from a state- and hegemony-theoretical 
perspective. This theoretical perspective should make it possible to analyze the different crises in their 
interplay. A posthegemonic constellation is emerging that is decisively shaped by the developments of 
European statehood in crisis.
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1. Einleitung

Es herrscht weitgehende Einigkeit darüber, dass die Europäische Union sich in einer 
tiefgreifenden Krise befindet, die aus einem Zusammenspiel verschiedener Krisen-
dimensionen besteht. 1 Die Diagnosen über deren jeweilige Ursachen und Bearbeitungen 
fallen allerdings sehr unterschiedlich aus: Als Entwicklung einer neuen Spaltungslinie, 
als Polarisierung oder als Krise der Demokratie. Insbesondere wirkmächtig sind die 
Annahmen einer neuen Spaltungslinie und einer gesellschaftlichen Polarisierung, die 
zu einem Schwinden des Konsenses über den grundsätzlichen Fortschritts- und Ent-
wicklungspfad der demokratischen Institutionen führe (vgl. Zimmer 2019). Uneinigkeit 
scheint nur darüber zu herrschen, welche Polarisierungen ab welchem Punkt problema-
tisch für die Demokratie werden. Zu beobachten sind dabei eine gewachsene Bedeutung 
der Cleavage-Theorie (vgl. Rokkan 2000), vor deren Hintergrund eine neue gesellschaft-
liche Spaltungslinie zwischen dem Globalen und Nationalen konstatiert wird (vgl. zum 
Beispiel Widmann 2016). Ergänzend wird die Frage diskutiert, ob dabei kulturelle oder 
ökonomische Faktoren auschlaggebend seien für die Entwicklung zweier gesellschaft-
licher Blöcke (vgl. Manow 2018; Zürn 2020). Analog wird die Krise der Demokratie als 
Resultat eines Niedergangs des Nationalstaats in der Globalisierung gedeutet (vgl. Streeck 
2021; Jörke 2019). Im Unterschied zu diesen Ansätzen soll im Folgenden argumentiert 
werden, dass die Krise der Demokratie nicht auf ein Missverhältnis globaler Ökonomie 
zu nationaler Politik zurückzuführen ist, sondern dass es sich vielmehr um eine politische 
Krise handelt, die nicht allein eine nationalstaatliche ist, sondern fundamental in der Ent-
wicklung europäischer Staatlichkeit angesiedelt ist. Die räumliche Diversifizierung von 
Staatlichkeit ist ein wichtiges Element der Krise. Als deren zentrales Merkmal wird die 
tendenzielle Verunmöglichung der Herstellung eines gesellschaftlichen Konsenses im 
Zuge der Krisenbearbeitung angesehen. Daher muss die Veränderung von Staat und Poli-
tik im und durch den europäischen Integrationsprozess Berücksichtigung finden. 

Mit der Covid-19-Pandemie verschärften sich die krisenhaften Entwicklungen, führ-
ten aber auch zur Aufweichung vormals äußerst unverrückbarer Prinzipien. Mit den 
Beschlüssen zur Aufbau- und Resilienzfazilität und zum NextGenerationEU-Programm 
(vgl. Europäischer Rat 2020a) wurde mit der Aufweichung des Verschuldungsverbotes 
zumindest ein zentraler Grundsatz der Europäischen Union modifiziert. Es ist jedoch 
fraglich, ob dies als Abkehrbewegung von der neoliberalen Konstitution zu verstehen ist 
(vgl. Oberndorfer 2020a). Vielmehr verstärkten sich während der Coronakrise gleich-
zeitig integrative wie auch „zentrifugale Kräfte“ (Sablowski 2020). Die Europäische 
Union versucht in ihren Programmen in Verbindung mit der Konferenz für die Zukunft 
Europas (im Folgenden: CoFoE) eine Art neuen Konsens herzustellen, allerdings ohne 
die autoritären Tendenzen europäischer Entwicklung abzuschwächen. Zudem haben sich 
die Grundlagen der gesellschaftlichen Wahrnehmung von Krisen verändert. So scheint 

1	 Ich danke den unbekannten Reviewer*innen und den Herausgeber*innen für ihre kritischen Anmerkungen und 
Hinweise.
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in vielen Konflikten ein zugrundeliegender Konsens über die Wahrnehmung politischer 
Institutionen und ihre Legitimität verloren gegangen zu sein. Dieser Verlust verweist 
daher auf ein tieferliegendes Problem der Krise der Demokratie: In der gegenwärtigen 
Konstellation wird die Bildung von Konsens überhaupt schwierig. Gesellschaftlicher 
Konsens wird hier aus einer hegemonietheoretischen Perspektive als Ergebnis der 
Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse verstanden. Er resultiert aus einer 
bestimmten Konstellation von Staat und Ökonomie, von Akkumulation und Regulation, 
in der sich aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Kräften durch Kompromisse ein 
Block an der Macht herausgebildet hat2. Diese Konstellation fußte auf gesellschaftlichen 
Bedingungen, die sich durch die multiplen Krisen (vgl. Knodt/Große Hüttmann/Kobusch 
2020; Bader et al. 2011) und deren Bearbeitung stark verändert haben. Ob diese Ver-
änderungen bereits eine neue Formation hervorgebracht haben oder ob sich die gegen-
wärtige Phase als Interregnum (vgl. Streeck 2016) oder gar als gescheiterte Formation 
begreifen lässt, die mit dem Begriff der Krise vielleicht nicht mehr richtig erfasst werden 
kann (vgl. Demirović 2022; Foster/Suwandi 2021), ist umstritten. Hier soll an diese Fra-
gen anknüpfend argumentiert werden, dass sich eine neue Formation herausgebildet hat, 
die durch ihre Instabilität prozessiert, wodurch die gesellschaftlichen Voraussetzungen 
erneuter Hegemoniebildung und damit die Voraussetzungen der Erzeugung eines neuen 
Konsenses tendenziell verloren gehen. Die Verhältnisse von Politik und Ökonomie, 
Staat und Gesellschaft haben sich, kurz gesagt, zu einer posthegemonialen Konstella-
tion entwickelt.

Um diese These zu untermauern, werden im Folgenden zentrale Merkmale der post-
hegemonialen Konstellation skizziert: Im Rückgriff auf (2) (neo)gramscianische Arbei-
ten zur Europäischen Integration und ihre zentralen Begriffe (Staat, Hegemonie, Kon-
sens, Kompromiss) wird zunächst die Krisenentwicklung der EU kurz skizziert (2.1), in 
deren Verlauf die Möglichkeit der Organisation von Hegemonie durch tiefgreifende Ver-
änderungen des Staates maßgeblich geschwunden ist. Dies bedeutet ein Zerbrechen von 
politischen (Hegemonie)Projekten und begründet die aus der Situation der EU resultie-
rende Schwierigkeit, hegemonieorientierte Bündnisse zu rekonfigurieren. Deshalb rückt 
das Verhältnis von Zivilgesellschaft und europäischer Staatlichkeit in den Mittelpunkt 
(2.2), da die Schwächung von Konsensapparaten zugunsten repressiver Staatsapparate 
zentraler Bestandteil der Manifestation einer posthegemonialen Konstellation ist. Dies 
wird verstärkt durch Verschiebungen im Verhältnis von Wissen und Wahrheit, die sich 
als epistemische Krise kenntlich machen lassen (2.3) und die zentrale Grundlagen poli-
tischer Aushandlungen und Kämpfe und damit auch von Konsens- und Kompromiss-
bildung verändern und tendenziell verunmöglichen.

Diese Elemente kommen zusammen in der Reorganisation der Zivilgesellschaft im 
Zuge der Debatten um die Zukunft der EU (3). Anhand der Konferenz für die Zukunft 
Europas (CoFoE) werden diese Entwicklungen als widersprüchlicher Versuch analysiert, 
einen neuen Konsens ohne große materielle Zugeständnisse herzustellen, indem Teile 

2	 Zum Begriff des ‚Blocks an der Macht‘ vgl. Jäger 2010. 
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der Zivilgesellschaft auf bestimmte Weise in politische Prozesse einbezogen werden. In 
dieser Konstellation emergieren neue Akteurskonstellationen und dabei insbesondere ein 
(4) europäisches rechts-autoritäres Projekt, das an diese Entwicklungen anschließt, und 
das vor allem auf die Zerstörung der Bedingungen von Konsens ausgerichtet ist. So wer-
den Elemente einer posthegemonialen Konstellation sichtbar, in der die Findung eines 
gesellschaftlichen Konsenses über die weitere Entwicklung erheblich gestört ist und sich 
vielmehr eine dauerhaft instabil-autoritäre Konstellation etabliert haben könnte.

2. �Theoretische Grundlagen der Bestimmung einer posthegemonialen 
Konstellation

Lange Zeit beruhten der europäische Integrationsprozess und die Europaforschung 
auf „der Vorstellung einer stetig fortschreitenden Integration“ (Eppler/Schelling 2014: 
11). Dieser „normative bias“ (Faber/Wessels 2005: 355) wurde nur marginal in Frage 
gestellt und Desintegrationstendenzen oft nicht eingehend untersucht (vgl. Börzel/Risse 
2019; Ryner 2015; Vollard 2014; Webber 2014). Kritische Arbeiten sahen dagegen 
schon früh die europäische Integration vor allem als Antwort auf globale ökonomische 
Krisenprozesse (vgl. Mandel 1969; Deppe 1976) und wiesen auf die krisenhafte Eigen-
dynamik der politisch-institutionellen Entwicklungen hin (vgl. Statz 1979). Im Zuge der 
2008 einsetzenden Eurokrise und den daraus resultierten Herausforderungen kam es zu 
einer breiteren Hinwendung zur Frage der Desintegration und viele Arbeiten sahen die 
EU an einem Scheideweg zwischen Zerfall und vertiefter Integration (vgl. zum Bei-
spiel Offe 2016: 13; Brunkhorst/Gaitanides/Grözinger 2015), nicht zuletzt durch das 
Erstarken populistischer und neo-nationalistischer Kräfte (vgl. Bevelanger/Wodak 2019). 
Die Gefahren eines „democratic backsliding“ (Lührmann/Lindberg 2019: 1100) zeigen 
sich dabei in der gesamten EU. Um den Zusammenhang und das Verhältnis von öko-
nomischer und politischer Integration und dessen krisenhafte Entwicklungen zu ana-
lysieren, wurden in der kritischen Europaforschung Konzepte einer kritischen politischen 
Ökonomie (vgl. Apeldoorn/Horn 2019) und materialistischer Staatstheorie kombiniert 
(vgl. Buckel et al. 2014; Kannankulam/Georgi 2012). Aus ökonomischer, politischer und 
rechtlicher Perspektive wurden die staatlichen Entwicklungen als authoritarian neolibe-
ralism (Bruff/Tansel 2019; Bruff 2014), als autoritärer Etatismus (Kannankulam 2008) 
oder authoritarian constitutionalism (Oberndorfer 2015) begrifflich zu fassen versucht.

Diese Ansätze verweisen jeweils auf bestimmte Dimensionen der Verhältnisse von 
Politik und Ökonomie sowie von Staat und Gesellschaft. Die EU ist ein wichtiges Ele-
ment dieser Verhältnisse: „Europe from the start has been an inherently political project 
of primarily economic integration“ (Apeldoorn/Horn 2019: 196, Hervorhebungen im 
Original). Um diese Konstellation zu erfassen, wird davon ausgegangen, dass die Aus-
handlung über allgemeingesellschaftliche Belange in der Politik eine spezifische Form 
annimmt, durch die sich ein von Macht und Herrschaft durchzogenes gesellschaftliches 
Allgemeines herstellt, das nicht als affirmierter „Bezugspunkt der Analyse“ voraus-
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gesetzt werden darf (Buckel/Martin 2019: 244). Auf diese Art wird es möglich, die poli-
tische Form als spezifische Form gesellschaftlicher Konflikte und ihrer Materialisierung 
in den Staatsapparaten zu erkennen, wobei die Art und Weise der Konfliktaustragung 
zwar in einem bestimmten Setting gerahmt ist, die Konflikte selbst aber auch immer in 
gewissem Maße offen sind (vgl. Hirsch 1994; Buckel/Martin 2019). Der Staat und seine 
konkrete Ausgestaltung sind dabei als Ergebnis gesellschaftlicher Kämpfe zu verstehen, 
beziehungsweise genauer als „materielle Verdichtung gesellschaftlicher Kräfteverhält-
nisse“ (Poulantzas 2002: 159). Der Staat ist daher nicht homogen, sondern jeder Staat 
ist ein Ensemble aus repressiven, ökonomischen und ideologischen Apparaten, deren 
innerer Zusammenhang jeweils historisch durch die gesellschaftlichen Konflikte hin-
durch hergestellt werden muss. Im Zuge von Inter- und Transnationalisierungsprozessen 
haben sich inter- und transnationale Staatsapparate entwickelt (vgl. Robinson 2001; 
Hirsch 2001). In der europäischen Integration hat sich dabei ein „europäisches Staats-
apparateensemble“ (Buckel et al. 2014: 37f.) herausgebildet. Politische Konfliktarenen 
haben damit eine grundlegend europäische Dimension erhalten und es haben sich euro-
päische Hegemonieprojekte entwickelt (vgl. ebd.), die um die Entwicklung des Staats-
projekts Europa (Wissel 2015; 2019) konfligieren. Die EU ist allerdings kein Staat, son-
dern vielmehr ein Ensemble aus transnationalen, nationalen und regionalen Apparaten. 
Eine zusätzliche Besonderheit ergibt sich aus dem Zusammenspiel supranationaler und 
intergouvernementaler Staatsapparate und dem nichtexistenten europäischen Gewalt-
monopol. Zudem hat sich eine unklare Gewaltenteilung herausgebildet, da sowohl der 
Europäische Rat als auch die Kommission exekutive und legislative Aufgaben über-
nehmen. Auch entwickelte sich trotz aller Bemühungen bisher keine dem National-
staat entsprechende Zivilgesellschaft (vgl. Wissel 2019). Auf europäischer Ebene ver-
fügen daher herrschende Klassenfraktionen aufgrund des spezifischen Zusammenhangs 
des Staatsapparateensembles und der wenig ausgebildeten Zivilgesellschaft über weit-
aus mehr Einflussmöglichkeiten auf politische Entscheidungen als subalterne Klassen-
fraktionen (vgl. Oberndorfer 2020b). Die EU als Staatsprojekt gründete ihre Legitimität 
vor allem darin, eine Erfolgsgeschichte zu sein und weniger in materiellen Kompromis-
sen. Doch im Zuge der Krisen seit 2008 ist auch diese Legitimität brüchiger geworden, 
Hegemoniebildungsprozesse gerieten ihrerseits in schwere Krisen und durch die Legi-
timitäts- und Hegemoniekrise geriet das Staatsprojekt selbst in eine schwere Krise (vgl. 
Schmid 2020; Oberndorfer 2020b; Wissel 2019). In deren Verlauf gerieten epistemi-
sche Festlegungen ins Wanken, die Deutungshoheit über die Krise ging verloren und das 
Verhältnis von Wissen und Wahrheit wurde brüchig. Diese epistemische Dimension der 
multiplen Krisen hat elementare Auswirkungen auf die Entwicklung der Bedingungen 
politischer Kämpfe und ihrer Institutionalisierung. Im Folgenden wird die hegemonie-
theoretische Perspektive genutzt, um, ausgehend von einer kurzen Rekapitulation der 
Krisen, Entwicklungen im Verhältnis von Staat und Zivilgesellschaft unter besonderer 
Berücksichtigung der epistemischen Krise zu analysieren und zentrale Elemente der 
posthegemonialen Konstellation zu erfassen. Gesondertes Augenmerk wird dabei auf 
die Emergenz eines rechts-autoritären europäischen Projekts gelegt, das sich in seinen 
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politischen Strategien und Vorstellungen die epistemische Krise zunutze macht und sol-
che Entwicklungen verstärkt, die die Wiedererlangung eines Konsenses blockieren. So 
werden zentrale Elemente einer posthegemonialen Konstellation in ihrem Zusammen-
hang analysierbar. 

2.1 �Posthegemoniale Tendenzen in der Entwicklung des europäischen 
Staatsapparateensembles in der Euro- und Finanzkrise

Das erste Jahr der Corona-Pandemie 2020 brachte eine „umfassende Krise des neo-
liberalen Zeitalters“ mit sich (Tooze 2021: 32). Sie sei als „Ende eines Bogens“ zu sehen, 
„dessen Ursprung in den 1970er Jahren zu finden“ (ebd.) sei. Damit verstärkten sich Ten-
denzen, die schon vor Corona eingesetzt hatten. Das neoliberale Hegemonieprojekt, das 
die Entwicklung der EU insbesondere mit der Wirtschafts- und Währungsunion bestimmt 
hatte (vgl. Apeldoorn/Horn 2019), befand sich schon vorher in einer Krise, da es seine 
Machtposition vor allem durch autoritäre Maßnahmen aufrechterhielt. Nur durch die 
Berücksichtigung krisenhafter Langzeitentwicklungen lassen sich aktuelle disruptive 
Ereignisse adäquat fassen. Ein Blick zurück zeigt, dass vieles, was die gegenwärtigen 
Debatten über autoritäre Gefahren für die Demokratie bestimmt, keinesfalls neue Phä-
nomene sind. Als das Wachstums- und Wohlstandsmodell der Nachkriegszeit mit einem 
relativ stabilen Verhältnis von Politik und Ökonomie, von Demokratie und Konsens, 
in eine Überakkumulationskrise geriet (vgl. Becker/Jäger 2009; Harvey 2005), wurden 
neoliberale Politiken gegen viele Widerstände durchgesetzt, die eine nachhaltige Trans-
formation von Staat und Ökonomie bedeuteten, aber die generelle Krise nicht lösten. 
Effekte dieser Politiken wirken bis heute.  Die Bearbeitung der Überakkumulation des 
Kapitals Ende der 1960er Jahre, die nicht mehr durch den inneren Markt absorbiert wer-
den konnte (vgl. Harvey 2005: 63), führte im Laufe der Jahrzehnte zu einer langen Reihe 
an Maßnahmen, die sinkenden Profitraten und Verwertungskrisen mit Senkung der Lohn-
quote und strikter Austeritätspolitik begegneten. Damit konstitutionalisierte sich ein dis-
ziplinierender Neoliberalismus, der nicht nur einen Umbau des Staates meint, sondern bis 
in die Alltagspraxen jede*r Einzelnen wirkt (vgl. Gill 2017; Bengtsson/Ryner 2015; Bruff 
2014). Das politische Projekt bestand darin, Antwortmöglichkeiten auf Krisenprozesse 
einzuengen: „As a political project, it therefore seeks to ensure that capital becomes 
the sole and uncontested arbiter of public policy and of development” (Gill 2017: 638). 
Diese grundlegende Ausrichtung hat sich in den 1970er und 1980er Jahren durchgesetzt. 
Dabei haben sich der geschichtliche Block verändert und der Machtblock transnational 
ausgerichtet (vgl. Ougaard 2016). Schon in den 1970er Jahren wurden die politischen 
Verschiebungen dabei als Entwicklung eines autoritären Populismus (Hall 2014b) oder 
eines autoritären Etatismus (Poulantzas 2002) diskutiert (vgl. Bruff 2014; Kannankulam 
2008). Der entscheidende Punkt ist der Umbau des Staates, der den Korridor politischer 
Entscheidungsmöglichkeiten verengte und dadurch subalterne Partizipationsmöglich-
keiten immer weiter einschränkte, während gleichzeitig der Zugriff des Staates auf die 
Gesellschaft durch disziplinierende Maßnahmen erweitert und autoritärer strukturiert 



Daniel Keil: Europäische Staatlichkeit in der posthegemonialen Konstellation� 37

wurde. Dies veränderte den Modus von Hegemonie nachhaltig. Davidson (2017) wer-
tet dies als Ausrichtung an kurzfristigen Profiterwartungen, die von einem Regime per-
manenter rechtlicher Ausnahmezustände abgesichert würden, da es keine Strategie einer 
Erzeugung längerfristiger Stabilität gäbe.3 In der 2008 einsetzenden Finanz- und Euro-
krise verschärften sich diese in den 1970er Jahren durchgesetzten Formen der Krisen-
bearbeitung in der Entwicklung der New Economic Governance und der verschiedenen 
sukzessiven Anpassungen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes (vgl. dazu beispiels-
weise Ryner 2019; Oberndorfer 2020b; Biebricher 2021: 236 ff.). Es entwickelte sich 
ein Muster, das sich in immer kürzeren Phasen wiederholt: Die Ursachen der Krisen 
werden in ihrer Bearbeitung kurzfristig autoritär erweitert reproduziert, wodurch sich 
die politische Form nachhaltig ändert. Die Euro- und Finanzkrise wurde „misdiagno-
sed as one of lack of competitiveness and fiscal discipline“ (Ryner 2019: 90), was dazu 
führte, dass Anpassungen von Defizitländern eingefordert wurden, die in Austeritäts-
maßnahmen unter dem Banner des Wettbewerbs bestanden (vgl. ebd.; Biebricher 2021). 
Ein gewichtiger Teil der Maßnahmen bestand darin, die Entscheidungskompetenzen auf 
die Exekutive, insbesondere die Kommission, zu verlagern. Dadurch wurde die Krise 
der Demokratie beschleunigt (vgl. Oberndorfer 2020b). Dabei wurde die an sich unklare 
Gewaltenteilung weiter autoritär verstärkt. In den verschiedenen Anpassungen des Stabi-
litäts- und Wachstumspaktes während der Krise wurde die sogenannte Troika, bestehend 
aus der Europäischen Zentralbank (EZB), dem Internationalen Währungsfonds (IWF) 
und der Europäischen Kommission, mit exekutiver Autorität ausgestattet. Dadurch 
konnte sie festlegen, was Wettbewerbsfähigkeit erzeugt, und dies in Programmen den 
entsprechenden Ländern auferlegen (vgl. Ryner 2019: 94). Die Einbindung subalterner 
Klassen(fraktionen) wurde dabei solchermaßen transformiert, dass keine Zugeständnisse 
mehr eingegangen werden müssen (vgl. Demirović 2008), beziehungsweise nur noch 
je nach Politikfeld bestimmte Zielgruppen angesprochen wurden und dadurch eine Art 
fragmentierte Hegemonie (Martin/Wissel 2015) entstand. Der Begriff der fragmentier-
ten Hegemonie wies schon in die Richtung, dass sich die Hegemonie-Herstellung und 
Konsenserzeugung in einer Krise befinden, allerdings ging er noch nicht weit genug.

Ein wichtiger Aspekt dieser Langzeitentwicklungen ist der Kampf um die Deutung 
dieser Krisen. In der umfassenden Rekonfiguration von Staat und Gesellschaft bekommt 
der Kampf um Ideen und Deutungen eine große Bedeutung in der Entwicklung von 
Handlungsplänen und ganz grundsätzlich in der Entwicklung des Bewusstseins der eige-
nen Interessen durch die verschiedenen Akteur*innen (vgl. Biebricher 2021: 235). Ein 
wesentliches Element der Krisen der letzten Jahrzehnte ist die Deutung der Krisen als 
Zerfall und Kulturkampf, die von neokonservativen Akteur*innen schon mehrere Jahr-
zehnte verbreitet wird (vgl. Dubiel 1985: 21 ff.; Strobl 2021). Dies erlaubt es, Krisen 
unterschiedlicher Politikfelder mit einer Deutung zu interpretieren und dadurch zugleich 

3	 Augenscheinlich wird dies beispielweise an den politischen Versuchen des European Green Deal mit der Klima-
krise umzugehen, die alle marktförmig und auf Wettbewerb ausgerichtet sind wie beispielsweise der Handel mit 
CO2-Zertifikaten, der den CO2- Ausstoß verringern soll (vgl. Smith 2021).
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jeweils schnell von einer Krise zur nächsten zu springen. Die Deutung der gesellschaft-
lichen Krisen als Kulturkampf verschmilzt im Laufe der Zeit mit Strategien der Fraktio-
nen des autoritären Neoliberalismus, gesellschaftliche Widersprüche „nicht zu neutrali-
sieren, sondern zu desartikulieren“ (Hall 2014a: 119). Sich zuspitzende gesellschaftliche 
Widersprüche werden so desartikuliert und autoritär-repressiv bearbeitet. 

Ein Ergebnis dieser Langzeitentwicklungen und der geführten Kämpfe ist die wider-
sprüchliche transnationale Staatlichkeit der EU. Diese fundamentalen Wandlungs-
prozesse von Staatlichkeit lassen die heute noch viel bemühte Gegenüberstellung von 
Globalisierung und Nationalstaat als falsche Reduktion erscheinen. Mit der Einheitlichen 
Europäischen Akte 1987 und besonders dem Vertrag von Maastricht 1992 erhielt die 
EU-Integration eine neue Qualität und die politischen Arenen der Konfliktaustragung 
erfuhren erhebliche Veränderungen. Insbesondere mit der Einführung der Unionsbürger-
schaft wurden der gesellschaftliche Kontext und die politische Institutionalisierung von 
Kämpfen um Hegemonie rekonfiguriert (vgl. Wissel 2015). Und zwar nach zwei Seiten: 
Einmal wurde mit der neuen Qualität der Integration durch die Einführung der Unions-
bürgerschaft zwar die politische Arena verändert und erweitert, gleichzeitig aber wurde 
mit der Festschreibung der Wirtschaftspolitik in den Verträgen ein zentraler Bereich der 
politischen Auseinandersetzung entzogen. Diese „Entthronung der Politik“ (Chamayou 
2020: 310) hatte zur Folge, dass die relative Autonomie der europäischen Staatsapparate 
gegenüber ökonomischen Akteur*innen prekärer wird und die eine Klassenfraktion 
ihre dominante Position sichern konnte, während die Apparate, in denen sich sub-
alterne Interessen artikulieren können, geschwächt wurden (Oberndorfer 2020b). Zum 
Zweiten werden damit auch die imaginativen Dimensionen gesellschaftlicher Kämpfe 
restrukturiert, indem gerade durch die Verringerung politischer Partizipationsmöglich-
keiten die Dimension der Krisendeutung und Zukunftsentwürfe wesentliches Kampffeld 
wurde. Der gesellschaftliche Kontext wird also durch den institutionellen und räumlichen 
Rahmen des europäischen Ensembles von Staatsapparaten und den gesellschaftlichen 
Kräften mit ihren unterschiedlichen und widersprüchlichen Imaginationen und Narra-
tiven über Europa und sein Verhältnis zur Nation strukturiert. Damit veränderten sich 
auch die Bedingungen der Erzeugung eines gesellschaftlichen Konsenses fundamental. 
Indem die Wettbewerbsausrichtung den politischen Aushandlungsprozessen entzogen 
wurde, verschob sich die epistemische Selektivität der politischen Arenen, da sich derart 
eine bestimmte Form ökonomischen Wissens als epistemisches Fundament für die Wahr-
nehmung gesellschaftlicher Krisen etablierte. Politische Kämpfe wurden epistemisch 
restrukturiert, wodurch sich partiell gesellschaftliche Wirklichkeit (die der epistemisch 
Ausgeschlossenen) von politischen Entscheidungen und ihrer Legitimation entkoppelte. 
Schon beim Thatcherismus wurde eine solche Entkopplung bemerkt, die sich als dessen 
Annäherung an Ideologie und Diskurs der äußeren Rechten äußerte (vgl. Hall 2014a; 
2014b). Die neoliberale Konstitution europäischer Staatlichkeit und ihre Verengung poli-
tischer Aushandlungsprozesse auf den Wettbewerb ist daher ein Element der epistemi-
schen Krise, die wiederum von autoritären Akteur*innen verstärkt und perpetuiert wird. 
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2.2 �Europäische Staatlichkeit und Zivilgesellschaft: Posthegemoniale Tendenzen 
durch Schwächung der Konsensapparate

Die politische Krise der EU zeigt sich vor allem als Hegemonie- und Legitimitätskrise 
(vgl. Schmidt 2020; Oberndorfer 2020b), die auch aus der fragilen Verknüpfung von Staat 
und Zivilgesellschaft auf europäischer Ebene resultiert. Der neoliberale Pfad der Ent-
politisierung politischer Entscheidungen durch Festschreibung von Krisenbearbeitungs-
maßnahmen hat die inneren Widersprüche des europäischen Staatsapparateensembles 
verstärkt und damit Risse in den Hegemonieapparaten wie auch im Machtblock erzeugt, 
die wiederum strukturell auf Risse im geschichtlichen Block verweisen. Diese Risse 
wurden durch die disruptive Corona-Krise noch weiter vertieft. Risse und Disruptionen 
treffen zusätzlich auf die Ungleichzeitigkeit der Entwicklung von politischer und zivi-
ler Gesellschaft. Die a priori stärkere Position der Zwangsapparate erschwerte zusätzlich 
die Entwicklung konsensorientierter Krisenbearbeitungen, wobei dennoch auch in wider-
sprüchlicher Weise eine europäische Zivilgesellschaft adressiert wurde. 

Mit dem Vertrag von Maastricht wurde mit der Währungs- und Wirtschaftsunion 
auch das Projekt einer politischen Union mit der Einführung der Unionsbürgerschaft 
vorangetrieben (vgl. Wissel 2015: 136 ff.). Damit begannen die „europäischen Appa-
rate (Parlament, Kommission, Europäischer Gerichtshof, etc.) […] die Bedingungen 
einer europäischen Zivilgesellschaft im Sinne Gramscis herzustellen“ (Wissel 2019: 
48). Dadurch wurden die politischen Konfliktarenen grundlegend verändert und euro-
päisiert, denn nicht zuletzt der Europäische Gerichtshof entwickelte sich zu einer Ins-
tanz, über deren Rechtsprechung zu sozialen und politischen Rechten subalterne Inte-
ressen artikuliert werden konnten. Doch blieben die Elemente der politischen Union 
weitgehend auf die Unionsbürgerschaft und symbolische Formen beschränkt. Felder, 
auf denen sich subalterne Interessen organisieren und artikulieren – vor allem solche der 
Redistribution – blieben durch die bescheidenen „fiskalischen Kapazitäten der EU gene-
rell sehr beschränkt“ und weitgehend auf der nationalstaatlichen Ebene (Bieling 2019: 
121). Insofern ergibt sich eine besondere institutionelle Struktur, die als europäisches 
Ensemble mit nationalen Apparaten eine räumlich fragmentierte Staatlichkeit ergibt, was 
sich wiederum in der EU-Architektur mit vielen Agenturen wie Frontex als spezifische 
Apparatform darstellt (vgl. Wissel 2019). Dies ergibt sich nicht zuletzt daraus, dass trotz 
der Ansätze zur politischen Union die politische Ökonomie der europäischen Integration 
von der neoliberalen Marktintegration bestimmt war und ist. Daraus ergibt sich auch 
der Widerspruch zwischen den Bemühungen, die Bedingungen für die Entstehung einer 
europäischen Zivilgesellschaft zu schaffen und ihrer nur rudimentären Ausbildung auf 
europäischer Ebene. So erweist sich die Europäisierung von Staatlichkeit nicht zuletzt 
als Arrangement, das es Kapitalfraktionen erlaubt, die im Nationalstaat „materialisier-
ten [...] Kräfteverhältnisse zu umgehen“ (Elliesen/Henkel/Kempe 2019: 140). Zugleich 
zeigt sich, dass die europäischen Apparate eine geringere Dichte und Widerstandskraft 
gegenüber Kapitalfraktionen aufweisen, wobei gleichzeitig die Bevölkerung von Ent-
scheidungen und Partizipationsmöglichkeiten distanziert wird (vgl. Wissel 2019: 52). 



40� Zeitschrift für Politische Theorie, Heft 1/2023

In staats- und hegemonietheoretischen Auseinandersetzungen wird in der Analyse 
dieser Entwicklungen häufig die Bedeutung der politischen Parteien in Hegemonie-
bildungsprozessen übersehen (vgl. Jäger 2010). Dabei sind sie in der Organisation 
und Bündelung von Interessen und ihrer Übersetzung in ein politisches Hegemonie-
projekt von wichtiger Bedeutung. Für die (ungleiche) Entwicklung des Verhältnisses 
von Zivilgesellschaft und politischer Gesellschaft in und durch die EU sind allerdings 
zwei Entwicklungen zu berücksichtigen: einmal der Niedergang der klassischen catch-
all-Parteien auf nationaler Ebene und zum zweiten die Entwicklungen auf europäischer 
Parteienebene. Für die Erzeugung eines hegemonialen Konsenses wie für die Produk-
tion einer Einheit der widersprüchlichen Staatsapparate sind Parteien wichtige Formen, 
durch die sowohl der Machtblock als auch die illusorische Allgemeinheit hergestellt wird 
(vgl. Jäger 2010). Ihre tiefgreifende Transformation ist daher auch ein Ausdruck der 
Fragmentierung des Staates und ihres Verlusts der Fähigkeit, diese Einheit herzustellen. 
Parteien höhlen sich von innen aus, das heißt, strukturieren sich im inneren autoritär um 
(vgl. Mair 2013), beziehungsweise kollabieren und neue Parteiformen entstehen, wie 
exemplarisch an Macrons La République en Marche gesehen werden kann (vgl. Ama-
ble/Palombarini 2018). Auf europäischer Ebene haben sich zwar auch Parteien heraus-
gebildet, die aber weiterhin mehr als Netzwerke der nationalen Mitgliedsparteien fun-
gieren. Sie sind geprägt durch „stetige Veränderungen in der Mitgliederschaft“, durch 
„interne Heterogenität sowie ihren Charakter als dynamische Netzwerkorganisationen“ 
(Weigl 2021: 159). Die Fraktionen im Europäischen Parlament zeigen in den letzten Jah-
ren diese Veränderungen ebenfalls an. Vor allem die rechte Fraktion Identität und Demo-
kratie, die nach der Wahl 2019 gegründet wurde und das Ausscheiden der Fidesz aus der 
Europäischen Volkspartei (EVP) haben die Verschiebungen innerhalb des europäischen 
Parteiensystems gezeigt. Hier zeigen sich in den Veränderungen und Kämpfen innerhalb 
des europäischen Parteiensystems die Risse im Machtblock beziehungsweise der Ver-
lust der Repräsentation herrschender Klassenfraktionen durch die Parteien, was nicht 
zuletzt in der Spaltung des neoliberalen Blocks in pro- und anti-europäische Kräfte sicht-
bar wird (vgl. Slobodian/Plehwe 2020). Weiterer Ausdruck der spezifischen Form von 
Staatlichkeit auf europäischer Ebene ist die geringere Bedeutung von Parteien und Parla-
ment im legislativen Bereich, wobei in den oben genannten Krisenprozessen das Parla-
ment zusätzlich geschwächt wurde (vgl. Wissel 2016: 276). Durch die Transformation 
des Staates im Zuge der Europäisierung und die sich gegenseitig verstärkenden Krisen 
treten Kämpfe um die Bearbeitung dieses Zustands verstärkt auf dem Terrain der Ideo-
logie hervor. Insbesondere die Zivilgesellschaft ist hierbei von hoher Bedeutung, da hier 
Krisendeutungen geformt werden, wodurch die kollektive Wahrnehmung der Krisen-
situation maßgeblich beeinflusst wird (vgl. Roose/Sommer/Scholl 2018: 6). Das Verhält-
nis von Zivilgesellschaft und Staat auf europäischer Ebene ist daher ein wichtiges Ele-
ment der Krise des Staatsprojekts Europa. Verstärkt durch die epistemische Krise treten 
Veränderungen der politischen Konfliktformen ein, die autoritären Strategien erweiterte 
Möglichkeiten bieten, da nicht zuletzt der epistemische Konsens über das Verhältnis 
von Wahrnehmung und Gegenstand zerbröckelt und so der Raum für autoritäre Ver-
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schiebungen in der Deutung der Krise(n) und dessen, was Europa sein soll, geöffnet 
wird. Es ist jedoch eine paradoxe Entwicklung: Zum einen wird der EU-Kommission 
bescheinigt, wie kaum eine andere staatliche Institution zivilgesellschaftliche Organisa-
tion und Einbindung gefördert zu haben (vgl. Grote 2019), auf der anderen Seite hat diese 
Einbindung nur sehr begrenzte Partizipation an Entscheidungsprozessen mit sich gebracht:

„Civil society organisations have a role to play in the intermediary space of the European system. 
They participate in agenda-setting debates and in policy consultations but not in decision-making; 
they have voice but not a vote.” (Kohler-Koch 2009: 50) 

Während Lobby-Organisationen, die Kapitalinteressen vertreten, aufgrund der deutlich 
durchlässigeren Grenzen zwischen Politik, Bürokratie und Ökonomie in der EU leichter 
Einfluss gewinnen können, werden die Räume für zivilgesellschaftliche Zusammenhänge 
in den letzten Jahren durch die Krisenprozesse kleiner (vgl. Ruzza 2021: 121; Roose/
Sommer/Scholl 2018; Wissel 2016: 278).

Im Zuge der Bearbeitung der Eurokrise haben sich daher sowohl die neoliberale Aus-
richtung auf Wettbewerb als auch die „Institutionalisierung permanenter Austerität“ (Jes-
sop 2016: 146) noch verschärft. Insbesondere erweiterte sich durch die Modifikationen 
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes im Laufe der Finanzkrise die Bedeutung der Exe-
kutive. Durch die Ratifizierung von Generalklauseln bei gleichzeitiger Umgehung der 
EU-Verträge wurden die Möglichkeiten der Exekutive stark erweitertet (vgl. Obern-
dorfer 2020b; Ryner 2019). Dadurch wurden demokratische Partizipationsmöglichkeiten 
geschwächt, da Parlamente umgangen werden konnten und zugleich Sicherheitsapparate 
gestärkt, um die exekutiven Entscheidungen abzusichern. Das Ergebnis war die weitere 
Festigung der Wettbewerbsausrichtung.4 Mit der Corona-Krise und dem NextGenera-
tionEU-Programm sowie der Aufbau- und Resilienzfazilität schien allerdings die Ent-
wicklung einen neuen Weg einzuschlagen und das Dogma der Austerität zu bröckeln. 
So wurde in den Beschlüssen des Europäischen Rats vom 21.7.2020 das Paradigma des 
Verschuldungsverbots aufgeweicht (vgl. Europäischer Rat 2020a). Allerdings zeichnete 
sich schnell ab, dass sich keine Kehrtwende einstellen würde, sondern die Maßnahmen 
vielmehr die EU als neoliberales Projekt retten sollten (vgl. Oberndorfer 2020b). Auch 
die Exekutive wird durch die Maßnahmen eher weiter gestärkt, da die Maßnahmen der 
Aufbau- und Resilienzfazilität vom Rat „im Wege eines Durchführungsrechtsakts zu bil-
ligen sei“ (Europäischer Rat 2020a: 7), also am Parlament vorbei durchgesetzt werden. 
Die Hilfen der Aufbau- und Resilienzfazilität sind zudem mit den wirtschaftspolitischen 
Zielen der EU verknüpft und können bei Verstoß gegen deren Prinzipien wie Schulden-
vermeidung oder „fehlende[.] Umsetzung der EU-Empfehlungen“ eingestellt werden 
(Becker 2022: 18).

Innereuropäisch zeigten sich in den Auseinandersetzungen um diese Maßnahmen 
vielfältige Konfliktlinien, die weit über die konkreten Corona-Maßnahmen hinausgehen 
und auch Fragen der Rechtsstaatlichkeit und des European Green Deal betreffen (vgl. 

4	 Beispielsweise in der Industrie-, Lohn- und Arbeitsmarktpolitik (vgl. Wigger 2019; Syrovatka 2022).
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de la Porte/Jensen 2021). Die EU-Kommission hat zudem die Corona-Krise genutzt, um 
über die Recovery-Pläne die eigenen wirtschaftspolitischen Eingriffsmöglichkeiten zu 
erhöhen. Darin drückt sich eine widersprüchliche Entwicklung aus. Die Verknüpfung 
der Aufbau- und Resilienzfazilität mit dem europäischen Semester (vgl. Europäische 
Union 2021) unterstreicht die exekutive Macht der Kommission, die Unterstützung für 
Mitgliedsländer von der Implementierung weitreichender wirtschaftspolitischer Maß-
nahmen abhängig zu machen. Zugleich wird der NextGenerationEU-Plan insbesondere 
mit digitaler Entwicklung und Klimaschutzprogrammen verbunden, die als neues Ent-
wicklungsmodell die EU wieder als fortschrittliches Projekt kennzeichnen und so einen 
neuen hegemonialen Konsens produzieren sollen. Dabei soll allerdings so wenig wie 
möglich an der prinzipiellen ökonomischen Ausrichtung verändert werden (vgl. Ryner 
2021: 11). Die Kommissionspräsidentin sieht beides als Möglichkeit für kurzfristige 
Lösungen wie auch eine langfristige Wohlstandsentwicklung (vgl. von der Leyen 2021) 
und damit als Anstoß zu einem neuen Entwicklungsmodell, das aber hauptsächlich aus 
dem alten Mantra des Wettbewerbs besteht. Gleichzeitig zeigen sich darin vervielfältigte 
Brüche zwischen den Mitgliedsstaaten und der EU, so dass die EU auch hier autoritäre 
Tendenzen verstärkt, so wie umgekehrt autoritäre Entwicklungen in Mitgliedsländern 
(beispielsweise Polen, Ungarn, Italien) die Kräfteverhältnisse auf EU-Ebene verschieben 
(vgl. Kelemen 2020; Lührmann/Lindberg 2019). Die autoritären Entwicklungen bestehen 
in der tendenziellen Aufhebung der Gewaltenteilung, wie sie im europäischen Ensem-
ble angelegt ist, und in der Schwächung von Parlamenten gegenüber der Exekutive, wie 
sie sich etwa in den Generalklauseln und den erweiterten Kompetenzen der Kommis-
sion in der Durchsetzung neoliberaler Reformen auf nationaler Ebene zeigt. Hinzu treten 
massive Veränderungen des Parteiensystems und eine wachsende Bedeutung von Netz-
werken mächtiger Klassenfraktionen (vgl. zum Beispiel Wissel 2016: 273 f.).

Die vervielfältigten Konflikte sind dabei Ausdruck der Erosion des Vermittlungs-
vermögens zwischen Kapitalakkumulation und sozialer Legitimation durch die EU 
(vgl. Ryner 2019: 90). So entkoppeln sich tendenziell politische Öffentlichkeit und 
Partizipationsmöglichkeiten und die epistemische Selektivität europäisierter Konflikt-
arenen transformiert sich ebenso wie die Bedingungen der entsprechenden politischen 
Kämpfe. Die epistemische Krise schlägt sich auch in der Entwicklung europäischer Staat-
lichkeit nieder. Denn mit dem Strukturwandel der Öffentlichkeit, Digitalisierung und 
Informationalisierung haben sich nicht nur die ökonomischen Produktivkräfte verändert, 
sondern auch die „Technobasis“ (Haug 2012: 75) der Herrschafts- und Hegemonie-
apparate. Planung, Kontrolle, Kommunikation und die Produktion eines gesellschaft-
lichen Konsenses sind dadurch affiziert. Dies spielt insbesondere in dem Ausbau der 
Sicherheitsapparate eine Rolle, da Krisenbearbeitung zu einer sicherheitspolitischen 
Absicherung neoliberaler Marktimperative wird, wodurch abweichende Entwicklungen 
mehr und mehr als Sicherheitsproblem markiert werden (vgl. Oberndofer 2019). Sicher-
heitspolitisches Wissen erlangt größere Bedeutung in Konflikten, was politische Ent-
wicklungspfade wiederum prägt. Dieser Überhang vermindert die Möglichkeiten der 
Schaffung eines hegemonialen Konsenses.
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2.3 �Konsens und Wahrheit? Die epistemische Krise als zentrales Element 
der posthegemonialen Konstellation

In die Rekonfiguration des europäischen Staatsapparateensembles hat sich zusätzlich 
eine „epistemische Krise“ (Bankler/Haris/Roberts 2018) im Zusammenhang mit einem 
neuen Strukturwandel der Öffentlichkeit (vgl. Habermas 2021) eingeschrieben. Hegemo-
nie basiert auf der Möglichkeit gesellschaftlicher Übereinkunft über eine geteilte Epis-
temologie, die fundamental den Zugriff auf die Welt strukturiert und die epistemische 
Grundlage von Konsens und Hegemonie darstellt. Die von Gramsci antizipierte und ana-
lysierte Durchdringung von politischer und ziviler Gesellschaft im entstehenden Fordis-
mus brachte neben der grundlegenden Trennung geistiger und körperlicher Arbeit, ihrer 
Materialisierung in den Staatsapparaten und damit der herrschaftlichen Formierung von 
Wissen und Wissensproduktion im und durch den Staat, eine spezifische Verknüpfung 
von Wissensproduktion, Wissensform, politischer Organisation und der Produktion 
gesellschaftlicher Gemeinschaftlichkeit mit sich. Diese Durchdringung von politischer 
und ziviler Gesellschaft prägte auch die epistemische Selektivität des Staates. Über die 
zivilgesellschaftliche Formierung konnte subalterne Expertise in politische Kompro-
misse einfließen, wodurch sich der hegemoniale Konsens und Kompromiss auch in den 
dabei produzierten Vorstellungen des Allgemein-Gemeinschaftlichen zeigte. 

Die Reartikulation von Staat und Gesellschaft in der Krise verändert die Wahrnehmung 
von Gesellschaft und damit auch die Führung politischer Konflikte. Vor allem wird jene 
Wahrnehmung zunehmend umkämpft, so dass epistemische Krise und Strukturwandel 
der Öffentlichkeit vor allem die Öffnung des politischen Konflikts um gesellschaftliche 
Deutung und Wahrheit bedeutet. Die gegenwärtige epistemische Krise ist nicht an sich 
als autoritäre Entwicklung zu verstehen, auch wenn die technologischen Entwicklungen 
digitaler Kommunikation Möglichkeiten für autoritäre Akteur*innen eröffnet haben (vgl. 
Marcks/Fielitz 2020). Aber die Etablierung neuer Technologien allein reicht nicht aus, 
sondern vielmehr muss das spezifisch-strategische Agieren rechts-autoritärer Akteur*in-
nen vor dem Hintergrund des Zusammenspiels der ökonomischen und politischen Krise 
mit epistemischen Erschütterungen beachtet werden (vgl. Bankler/Faris/Roberts 2018: 42). 

In den Krisenkämpfen wird das Wissen über die soziale Realität selbst prekär. Eine 
institutionelle Langzeitfolge ist die widersprüchliche Rekonfiguration der epistemischen 
Selektivität des Staates. Diese hat sich in doppelter Weise verschoben. Einmal zeigt sich 
in den Entwicklungen der Überakkumulationskrise und ihrer Bearbeitung. So nahm die 
Bedeutung der Finanzökonomie zu, die eine bestimmte Form des Wissens benötigt. 
Es ist ein Wissen, das vor allem aus Information besteht, deren Hauptcharakteristik in 
der Abtrennung des Wissens von Begründungen und Legitimation des Markthandelns 
besteht, demzufolge Information also Wissen minus Begründungsnotwendigkeit sei (vgl. 
Vogl 2021: 34 ff.). Das bedeutet, dass die reale „Immunisierung“ (Lüggert 2017) politi-
scher Institutionen gegen alternative Entwicklungspfade und Krisenbearbeitungsweisen 
eine epistemische Dimension aufweist, da Krisenereignisse, gesellschaftliche Ungleich-
heiten und so weiter von einem politischen zu einem Verwaltungsproblem transformiert 
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werden. Hierfür rücken technokratische Wissensformen ins Zentrum, die selbst ihre 
eigene Begründung in sich tragen beziehungsweise dabei das neoliberale Gesellschafts-
bild transportieren, während alternative Wissensformen (zum Beispiel konkurrierende 
wissenschaftliche Ansätze oder Expertise aus der Zivilgesellschaft) aus der politischen 
Kampfarena ausgeschlossen werden. Zweitens werden politische Konflikte zunehmend 
als Wissenskonflikte ausgetragen, als Konflikte um die richtige Expertise, die dann nur 
noch umgesetzt werden müsse. Teil der Verschiebungen der epistemischen Selektivität 
des Staates ist auch die Bedeutungssteigerung von Wissen und die Epistemisierung des 
Politischen (Bogner 2021), die ebenfalls zu einer Form autoritärer Geltungsansprüche 
von Wissensformen führen kann, die wiederum die Entpolitisierung politischer Ent-
scheidungen unterstützen (vgl. Nullmeier 2021). Dabei droht die herrschaftliche Struk-
tur des umkämpften Wissens unberücksichtigt zu bleiben und so unreflektiert den Kämp-
fen vorgelagert zu werden.  

Diese Vorlagerung und Festschreibung entzieht nicht nur zentrale politische Konzepte 
und Begriffe der Aushandlung, sondern entkoppelt selbst das Verhältnis von Begriff und 
Wahrheit, indem Widersprüche der materiellen Wirklichkeit (wenn beispielsweise die 
ökonomische Ausrichtung sichtbar zu mehr Armut statt Wohlstand führt) de-thematisiert 
werden. Damit wird der Boden bereitet für politische Strategien, die die herrschenden 
Episteme des Politischen unmittelbar und vorreflexiv ablehnen und angreifen. Die Stra-
tegie der (neuen) Rechten, an die Widersprüche des Alltagsverstands anzuknüpfen und 
dessen irrational-affektive Dimensionen zu verstärken, indem politische Praxis darauf 
ausgerichtet wird, permanent Wut zu erzeugen und zu mobilisieren, ist ein elementarer 
Bestandteil der epistemischen Krise. Indem beispielsweise die EU als ‚Superstaat‘ von 
vermeintlich abgehobenen kosmopolitischen Eliten gezeichnet wird, die sich zur Auf-
gabe gemacht haben, durch Migration die europäischen Völker zu zersetzen, wird an 
rassistische Ressentiments angeknüpft, die als Wut auf die EU artikuliert werden (vgl. 
hierzu beispielsweise die 2021 von 16 Parteien der (extremen) Rechten unterzeichnete 
Deklaration für die Zukunft Europas; FPÖ (2021)). Aussagen in diesem Sinne haben ein 
Wahrheitsverständnis eigener Art: Der Zusammenhang zwischen Aussage und politi-
schem Gegenstand wird irrelevant, einzig relevanter Wahrheitsanzeiger wird die Wirk-
samkeit der Aussage auf die Mobilisierung von Gefolgschaft. „Wahrheit, als bloße Wirk-
samkeit verstanden, ist die Aufhebung der Orientierung an Geltungsansprüchen. Ein 
solches Wahrheitsverständnis […] macht jede Kommunikation in Verständigungsabsicht 
zunichte“ (Nullmeier 2021: 30). Das postfaktische Handeln ist auf Unmittelbarkeit aus, 
es bedient unmittelbar affektive Bedürfnisse, es schaltet Reflexivität aus und bewegt sich 
nicht in Widersprüchen, sondern inszeniert sich selbst als unmittelbarer Widerspruch 
zur Gesellschaft und ihren Institutionen. Es ist ausgerichtet auf die Zerstörung partizi-
patorischer Elemente bei gleichzeitiger Verstärkung repressiver Elemente. Es ist eine 
Form, in der Langfristigkeit nicht existiert, denn mit der Zerstörung von Kommunika-
tion in Verständigungsabsicht wird auch die Möglichkeit von Kompromissen, die lang-
fristige Entwicklungen beinhalten, zerstört. Dies entspricht damit einer Ausrichtung an 
einer kurzfristigen Krisenbearbeitung, die kurzfristige Interessen verabsolutiert, wodurch 
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gleichzeitig repressive Tätigkeit zunehmen muss, um die krisengetriebene Kurzfristigkeit 
abzusichern. Hier konvergieren postfaktische Politiken mit nicht hegemonieorientierten 
neoliberalen Politiken. Beispielsweise integrierte Thatcher schon sich widersprechende 
Aussagen und Handlungen, um mittels Affektmobilisierung Interessenorganisation zu 
destabilisieren und die Durchsetzung spezifischer Kapitalinteressen zu ermöglichen (vgl. 
Hall 2014b). Die In-Frage-Stellung der Gesellschaft durch die Ausrichtung auf Wett-
bewerb führte damit auch zu einem Verlust eines gesellschaftlich geteilten Zugriffs auf 
die gesellschaftliche Realität. In einer solchen Krisensituation muss das „Fehlen eines 
a fortiori bestehenden Hintergrundkonsenses durch die Gemeinsamkeit der öffentli-
chen Meinungs- und Willensbildung wettgemacht werden“ (Habermas 2021: 473). Dem 
Zusammenspiel der verschiedenen Dimensionen der epistemischen Krise liegt dabei 
nicht zuletzt die Transformation der Verhältnisse von Öffentlichkeit und Staat, von Poli-
tik und Ökonomie zugrunde. „Diese Entwicklungen sind keine peripheren Erscheinungen 
in stabilen Demokratien, sondern sie bedingen eine fundamentale Re-Konfiguration 
des Verhältnisses von Öffentlichkeit und Demokratie“ (van Dyk 2021: 69). Europäi-
sche Öffentlichkeit und Staatlichkeit sind zentrale Elemente dieser Rekonfiguration. Die 
politisch-konstitutionelle Einschränkung von Kompromissen, insbesondere in der wirt-
schaftspolitischen Ausrichtung der EU, wirkt verstärkend auf Desartikulationsstrategien 
autoritärer Akteur*innen, die Krisenursachen auf vermeintliche Feinde der Nation 
beziehungsweise der europäischen Völker verschieben. Mit der Veränderung von Staat-
lichkeit und Zivilgesellschaft wird der Zusammenhang von differenten Politikfeldern und 
-arenen prekär, da er zunehmend autoritär hergestellt werden muss. Dies öffnet rechten 
und autoritär-antidemokratischen Umdeutungen5 den Weg, nicht zuletzt, weil die episte-
mische Selektivität des Staates einer autoritären Transformation unterliegt. 

3. �Die EU und die Rekonfiguration der Zivilgesellschaft: die Zukunft Europas 
als fundamentales Kampffeld

Während also die Maßnahmen und Ausrichtungen im Zuge der Aufbau- und Resilienz-
fazilität wie auch des NextGenerationEU-Plans Weichen für eine neue langfristige polit-
ökonomische Entwicklung stellen sollen und dabei zugleich Widersprüche innerhalb der 
EU verstärken, werden die Folgen der Krisenentwicklungen für demokratische Partizipa-
tion und Zivilgesellschaft vor allem mit der Durchführung der Konferenz für die Zukunft 
Europas (CoFoE) bearbeitet, die sich einreiht in die vielfältigen Bemühungen der Kom-
mission, eine europäische Zivilgesellschaft zu entwickeln (vgl. Grote 2019). Dies ist 
ein Ausdruck für das bestimmte Verhältnis von Zivilgesellschaft und europäischem 
Staatsapparateensemble. Die Risse im geschichtlichen Block und im Machtblock wer-

5	 Um rechte autoritäre Strategien und autoritäre Transformationen der EU zu unterscheiden, wird hier die For-
mulierung autoritär-antidemokratisch gewählt. Rechte Strategien zielen per se auf autoritäre Veränderungen der 
Gesellschaft. Die autoritären Tendenzen der EU sind widersprüchlicher und weisen auch Gegentendenzen auf. 
Autoritär-antidemokratische Tendenzen zielen letztlich auf die Zerstörung demokratischer Institutionen.
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den begleitet von einer widersprüchlichen Entwicklung der Zivilgesellschaft, die in Tei-
len autoritäre Elemente aufweist und Verstärkungseffekte für autoritäre Entwicklungen 
politischer Institutionen zeitigt (vgl. Ruzza 2009). Hierbei können autoritäre Strategien 
mittlerweile in besonderer Weise auf Resonanz treffen, da die Risse im Machtblock sich 
als massive Veränderungen in den Parteiensystemen und Parteien darstellen, was auf ein 
Auseinanderbrechen der Repräsentation von (Kapital)Interessen durch angestammte Par-
teien hindeutet. 

Damit hat sich eine Konstellation eröffnet, in der grundsätzliche Fragen auf die 
Tagesordnung gerückt sind. Nach der Brexit-Entscheidung 2016 wurde in der Bratis-
lava-Declaration ein Prozess zur Zukunft der EU angestoßen, der das Weißbuch zur 
Zukunft der EU bis zu der mittlerweile durchgeführten Konferenz für die Zukunft Euro-
pas (CoFoE) reicht. Vom Europäischen Rat, dem Parlament und der Kommission ini-
tiiert, befindet sich die CoFoE in der Tradition der Förderung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen und schließt an die Bürgerdialoge zur Zukunft Europas im Jahr 2018 
an. Ein Ergebnis dieser Bürgerdialoge war, dass die deutsche Bundesregierung (2019: 
20, Hervorhebungen im Original) ihre „Aktivitäten verstärken“ wolle, „die Arbeit und 
die Funktionsweise der Europäischen Union besser zu erklären und den Nutzen für die 
Bürgerinnen und Bürger herauszustellen“. Mit der CoFoE wurde versucht, die Bürger-
foren als neue Form der Partizipation an politischen Entscheidungsprozessen zu instal-
lieren und Bürger*innen nicht mehr als bloße Adressat*innen politischer Erklärungen 
zu verstehen. Dies wurde als eine neue Chance der Demokratisierung der EU durch Ins-
tallation deliberativer Verfahren verstanden (vgl. Abels et al. 2022). Doch auch diese 
Möglichkeit blieb von vorneherein beschränkt, die Kompetenzen der CoFoE innerhalb 
des europäischen Institutionengefüges blieben bisher unklar. Die CoFoE ist ein Ver-
such, eine europäische Zivilgesellschaft zu fördern und Legitimation für politische Ent-
scheidungen herzustellen und gleichzeitig die hohe Selektivität europäischer Apparate 
aufrechtzuerhalten. Dabei zeigen sich vielfältige Widersprüche innerhalb der EU. In der 
Entschließung des Europäischen Parlaments (2020: 7) wird gefordert, dass die Emp-
fehlungen und Ergebnisse der CoFoE von den Organen der EU „verfolgt und in Maß-
nahmen umgesetzt werden müssen“, gleichzeitig aber wird in der Verlautbarung des 
Europäischen Rates festgehalten, dass die CoFoE nicht in den Bereich des Artikel 48 des 
Vertrages über die EU fällt, der die Möglichkeiten von Vertragsänderungen regelt (vgl. 
Europäischer Rat 2020b: 7; Plottka 2021: 3 f.). Daher gab es keine vorab festgelegte 
rechtlich bindende Erklärung über die Folgen aus den Empfehlungen der CoFoE. Die 
deutsche Bundesregierung, als mächtige Akteurin in der EU, stellte zwar in Aussicht, 
einen Konvent zur Veränderung der EU-Verträge zu fordern (vgl. Schäfer 2022: 899), 
betonte aber gleichzeitig, dass nicht alle Vorschläge umsetzbar sein werden (vgl. Lühr-
mann 2022). Inhaltlich werden in der CoFoE tatsächlich zentrale Themen bearbeitet, wie 
beispielsweise Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Klimawandel, Europäischer Green Deal. 
Allerdings folgen diese auch einem vorgegebenen Rahmen, der insbesondere die grund-
legende Wettbewerbsausrichtung der EU a priori festschreibt. Die strategische Agenda 
der EU hat die Themenzuschnitte der Bürgerforen deutlich geformt.
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„On the one hand, citizens are supposed to deliberate on the topics of the Strategic Agenda; on the 
other hand, the Council has made clear that these priorities are already the results of citizens’ dia-
logues and consultations and it did not signal any readiness to revise the Strategy based on the con-
ference’s outcome. Such a top-down approach to citizens’ participation aims solely at confirming 
that the European Council has set the correct priorities.” (Plottka 2021: 4)

Auch nach Abschluss der CoFoE zeigten sich starke Risse innerhalb der EU. Während 
das Europäische Parlament (2022) in einer Entschließung das Verfahren zur Änderung 
der EU-Verträge anstieß, blieben die Europäische Kommission (2022) und der Euro-
päische Rat (2022) in ihren Kommentierungen zurückhaltender. Ein Non-Paper (2022) 
von 13 Mitgliedsländern lehnte zudem jegliche Vertragsänderungen ab, was auf deut-
liche Konflikte innerhalb der Mitgliedsländer hinweist. In den Empfehlungen der CoFoE 
wird zudem deutlich, dass zentrale Aspekte, wie die ökonomischen Festschreibungen in 
den Europäischen Verträgen, nicht angetastet werden und viele politische Empfehlungen 
unter das Banner der Erzeugung von Wettbewerbsfähigkeit gestellt werden (vgl. ebd.)

Aus einer hegemonietheoretischen Perspektive wird mit der Schaffung einer temporä-
ren Einbindung von Bürger*innen in eine vorgeformte deliberative Struktur versucht, der 
Legitimationskrise entgegenzuwirken und den weitgehend fehlenden erweiterten Staat zu 
substituieren. Hier könnten einerseits demokratisierende Effekte erzeugt werden, wenn 
es eine Festlegung der Rolle der Bürgerforen gäbe und diese thematisch auch über den 
gesetzten Rahmen hinaus wirksam werden könnten. Bleibt dies unklar, wird Legitimation 
weiterhin vor allem durch ideologische Anrufung erzeugt. So sprach die Kommissions-
vorsitzende von der Leyen (2021: 7 f.) in ihrer Rede zur Lage der Union 2021 vor allem 
von der Notwendigkeit, in Erwartung „verstärkter Konkurrenz“ eine europäische Ver-
teidigungsunion zu bauen. Gerahmt wird die Rede von dem Begriff der „Seele Europas“ 
(ebd.: 13) der so als das verbindende, legitimatorische und identitätsstiftende Moment 
wirkt. Dabei wird auf eine spezifische Weise die Zivilgesellschaft angesprochen und zur 
Unterstützung der von den Institutionen ausgerufenen politischen Notwendigkeiten auf-
gerufen. So sollen Legitimationsdefizite der EU-Institutionen abgebaut werden, ohne die 
Möglichkeit einer tatsächlichen Änderung in Aussicht zu stellen. Die CoFoE markiert 
damit eine Reaktion auf den Bruch zwischen repressivem und erweitertem Staat, der tem-
porär bearbeitet wird, ohne jedoch diese Lücke tatsächlich zu schließen. Damit werden 
die autoritären Tendenzen auf EU-Ebene nur kurzfristig ideologisch bearbeitet, aber die 
Möglichkeit einer umfassenden Demokratisierung und Veränderung ihrer Ausrichtung 
wird zugleich versagt. Dadurch wird ein neues politisches Konflikt-Terrain geschaffen, 
auf dem sich sowohl demokratische als auch antidemokratische Akteur*innen formieren 
können. Die antidemokratischen Formierungen schließen an die autoritären Elemente der 
Entwicklungen der EU an und positionieren sich offensiv auf diesem Terrain.
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4. Rechte Strategien im Kampf um die Zukunft Europas

Seit 2018 können verstärkt europäische Orientierungen rechter Parteien und außer-
parlamentarischer Akteur*innen festgestellt werden. Gerade vor der ‚Richtungswahl‘ zum 
europäischen Parlament 2019 zeichnete sich eine Erweiterung rechter Aktivitäten auf euro-
päischer Ebene ab, wobei sich Konturen eines rechten europäischen Projekts entwickelten. 
In dessen politischen Strategien lassen sich einige grundlegende Elemente beobachten, die 
an die Krisenprozesse andocken und diese auf eine ganz spezifische Art bearbeiten. Die 
Emergenz dieses rechten europäischen Projekts ist dabei Ausdruck der Risse im Block an 
der Macht, die sich insbesondere in der Spaltung im neoliberalen Projekt (vgl. Slobodian/
Plehwe 2020), den Neuformierungen des konservativen Projekts und daran anschließend 
den Transformationen in den europäischen rechten und mitte-rechts-Fraktionen im Europa-
parlament zeigen. Allerdings ist die Formierung eines neuen Projekts kein automatischer 
Prozess, sondern fußt auf der kontingenten Etablierung und Verbreiterung ähnlicher Strate-
gien in historischen Möglichkeitsfenstern. Die rechts-autoritären Strategien zielen nun nicht 
auf Hegemonie und Konsens, sondern vielmehr auf die Transformation der gesellschaft-
lichen Aushandlung, um eine autoritäre Form akklamatorischer Zustimmung zu etablie-
ren. Zwei Dimensionen werden in diesen Strategien relativ erfolgreich zusammengeführt: 
erstens die Verstärkung autoritärer Tendenzen des bestehenden Ensembles europäischer 
Staatsapparate durch Angriffe auf die Elemente von Konsensaushandlung und Hegemonie-
produktion und zweitens die Verstärkung der epistemischen Krise durch die Mobilisierung 
regressiver Affektivität und darin liegenden Angriffen auf den epistemischen Konsens. 
Beide Dimensionen verschmelzen in den autoritären Strategien: 

„Das Schüren von Misstrauen in demokratische Institutionen erzeugt dann umso mehr Rückzug 
in gruppenbezogene ‚Wahrheiten‘ sowie vorurteils- und affektgesteuerte Realitätsdeutungen, die 
durch keine Erfahrung mehr korrigierbar sind oder sein sollen.“ (King 2021: 88) 

Konkret zeigt sich dies einerseits als Angriff auf die Apparate und Institutionen des rudimen-
tären erweiterten Staates auf europäischer Ebene, also auf diejenigen Apparate, die subalterne 
Interessen noch am ehesten artikulieren, wie das Parlament oder der Europäische Gerichtshof. 
Das drückt sich zum einen in Parteiprogrammen aus, in denen die EU als in Transformation 
zu einem „planwirtschaftlichen Superstaat“ (AfD 2021: 30) befindlich gedeutet wird, den 
man nun zurückbauen müsse durch Abbau ihrer Institutionen, insbesondere durch die 
Abschaffung des EU-Parlaments (vgl. AfD 2019: 12) sowie die Ersetzung des Europäischen 
Gerichtshofes durch ein Schiedsgericht (ebd.: 13). Auch in den europäischen Erklärungen 
rechter Parteien finden sich diese Angriffe. Zuletzt unterzeichneten Vertreter*innen meh-
rerer rechter Parteien nach einem Treffen Ende Januar 2022 in Madrid eine Erklärung, in 
der der Europäische Gerichtshof attackiert wird, da im Februar 2022 Urteile in den Ver-
fahren gegen Ungarn und Polen erwartet wurden (vgl. Rassemblement National 2022).6  

6	 Mittlerweile hat der Europäische Gerichtshof zuungunsten von Polen und Ungarn geurteilt (vgl. Europäischer 
Gerichtshof 2022).
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Polen und Ungarn sind bedeutende Akteure im innereuropäischen Konflikt um Rechtsstaat-
lichkeit, da in beiden Ländern Medien und Justiz autoritären Umbaumaßnahmen unter-
worfen wurden (vgl. Elliesen/Henkel/Kempe 2019; Kelemen 2020). Um die autoritären 
Angriffe auf Institutionen gesellschaftlicher Aushandlung abzusichern, wird daher gefordert, 
die Kompetenzen des Europäischen Gerichtshofs zurückzunehmen (vgl. Rassemblement 
National 2022). Auf nationaler und regionaler Ebene wird dies begleitet von vielfältigen 
Angriffen auf zivilgesellschaftliche Organisationen, politische Bildung, Schulen, Uni-
versitäten oder auch zentral auf Gewerkschaften (vgl. Erben/Bieling 2020). Es sind Strate-
gien, die auf „die absichtsvolle Zerstörung politischer Institutionen und Verfahren“ (Sutter-
lüty 2021: 82) zielen und dabei insbesondere an die Ungleichzeitigkeit in der Entwicklung 
zwischen repressivem und erweitertem Staat im europäischen Apparateensemble ansetzen.

Zugleich wird dies verknüpft mit einer Demokratie-Kritik, die auf eine vermeint-
liche Unmittelbarkeit des Verhältnisses von Volkswillen und politischen Institutionen 
hinauswill (vgl. Keil 2020). Dieser mythische Zustand ist bei näherer Betrachtung das 
Zentrum der Attacken auf die epistemische Ordnung. Der Kampf um die Deutung von 
Krisen betrifft damit das grundlegende Verständnis von politischen Institutionen und 
gesellschaftlichen Erscheinungen. Schon immer versuchen Rechte, völkische, autori-
täre Praktiken durch Umdeutungen fundamentaler Begriffe annehmbar zu machen und 
bearbeiten dazu insbesondere grundlegende Begriffe wie ‚(Rechts)Staat‘,7 ‚Nation‘ oder 
auch ‚Europa‘ (vgl. Kornexl 2008). Solchermaßen werden auch die vielfältigen Krisen 
autoritär reinterpretiert (vgl. Nagy 2020). In der Debatte um die Zukunft Europas wur-
den in den letzten Jahren viele Zusammenschlüsse und einige Erklärungen und Manife-
ste von rechten europäischen Bündnissen geschrieben, die auch an die von der EU ini-
tiierte Debatte anknüpfen (vgl. zum Beispiel Orbán 2021; Deklaration 2021). In diesen 
Manifesten und Erklärungen wird ein Verständnis Europas entwickelt, das Europa dicho-
tom der EU entgegensetzt, womit auf ein ursprüngliches Europa rekurriert wird, das von 
der EU zerstört werde (vgl. Glencross 2020). Dabei verbleibt es weitgehend im Vagen, 
wie genau eine Rückkehr zu diesem ursprünglichen Europa aussehen könnte. Nur des-
sen ‚Feinde‘ werden klar benannt: Migrant*innen, die EU-Bürokratie, (dunkle) Eliten, 
Globalisten und so weiter. Der Vorsitzende der spanischen Partei VOX, Santiago Abascal 
Conte, sagte bei dem besagten Treffen 2021 in Madrid: „It is we who defend Europe. We 
will not allow the hammer and sickle flag to be raised, nor the crescent flag, nor the dark 
flag of the globalist elites”.8 Die zentralen Zukunftsfragen der EU, die auch in der CoFoE 
debattiert werden, und die diesen Fragen zugrundeliegenden Krisen (Rechtsstaatlichkeit, 
Ökonomie, Klima und so weiter) sowie ihre Wahrnehmung werden von rechts solcher-
maßen bearbeitet, dass die Kriseninterpretation von der Wirklichkeit entkoppelt wird.

Das Entscheidende in dieser strategischen Ausrichtung ist, dass sie eine andere 
Form der Übereinkunft impliziert, die von einem Konsens in der Form von Hegemonie 

7	 Zum Rechtsstaat vgl. den Beitrag von Maximilian Pichl in diesem Themenschwerpunkt.
8	 Zitiert nach dem offiziellen Twitter-Account für internationale Nachrichten von VOX (https://twitter.com/Vox_

mundi_/status/1487504542686142467, 02.02.2022).	

https://twitter.com/Vox_
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stark abweicht. In der dichotomen Konstruktion ursprünglicher Entitäten wie Europa 
wird die Einheit vorgesellschaftlich gedacht in Form eines mythischen Naturzustands. 
Dieser mythische Naturzustand kann nicht durch Kompromiss wiederhergestellt wer-
den, sondern nur durch Zerstörung all dessen, was ihn bedroht. Zugleich wird dieser 
wiederherzustellende Zustand nicht weiter beschrieben. Es geht vielmehr darum, vage 
mythische Formeln zu entwickeln, die in verschiedensten Situationen Wutaffekte mobi-
lisieren, und dadurch auch die epistemischen Grundlagen von gesellschaftlicher Aus-
handlung zu zerstören. Die Politik der Unmittelbarkeit, der Mobilisierung von Affekten, 
führt zu einer Krisenbearbeitung, die auf unmittelbare Gewaltanwendung hinausläuft 
und dabei an die Stärkung repressiver Apparate anknüpft und diese wiederum verstärkt. 
Indem dem mythischen Naturzustand moderne Gesellschaft als generelles Problem ent-
gegengesetzt wird, wird gleichzeitig der gesellschaftliche Naturzustand kapitalistischer 
Krisenprozesse affirmiert und seine gesellschaftliche Konstitution geleugnet. Diese Stra-
tegien – Zerstörung von epistemischen Übereinkünften, mythische Reinterpretation fun-
damentaler Beschreibungen von Gesellschaft und ihrer Krisen und dichotomisierende 
permanente Affektmobilisierungen – sind auf europäischer Ebene zu einer bedeutenden 
gesellschaftlichen Kraft geworden. Sie verstärkt die vielfältigen Krisen und knüpft an sie 
an, aber sie ist nicht das Andere der Krisen oder der europäischen Politik, sondern Teil 
der posthegemonialen Konstellation, in der sich die verschiedenen antihegemonialen 
Politikformen autoritär verstärken und verdichten.

5. Fazit: Europäische Staatlichkeit in der posthegemonialen Konstellation

Die Dynamik der europäischen Krisenentwicklungen hat zu weitreichenden Rekonfigura
tionen politischer Institutionen und Konfliktarenen geführt, in der sich verschiedene Ele-
mente einer posthegemonialen Konstellation herausbilden. Sie muss als Resultat tief-
greifender politischer Kämpfe, nicht als teleologisch vorgezeichnete Entwicklung, 
verstanden werden.

Als wesentliche Elemente wurden die Entwicklung eines europäischen Staatsappa
rateensembles und die autoritäre Rekonfiguration von politischer und ziviler Gesell-
schaft in der ökonomischen Situation der Überakkumulation ausgemacht. Zentrales 
politisches Kampffeld sind Imaginationen über die Zukunft Europas, die in ihrer jewei-
ligen Weise mit der epistemischen Krise und damit der Krise allgemeiner Deutungen 
des gesellschaftlichen Krisenzustands verknüpft sind. Innerhalb dieses Kampffeldes 
konnten autoritäre transnationale Netzwerke entstehen, deren Agenda in der Zerstörung 
gesellschaftlicher Konsensaushandlungsmöglichkeiten zugunsten einer mythisierten 
Unmittelbarkeit und letztlich unmittelbarer Gewaltausübung liegt. Diese Strategien 
können größere Effekte zeitigen, da in der multiplen Krise die autoritäre Verschiebung 
der epistemischen Selektivität des Staates auf einen tiefgreifenden Strukturwandel der 
Öffentlichkeit trifft. In der Corona-Pandemie haben sich die Kämpfe um legitimes Wis-
sen, um die Wahrnehmung der gesellschaftlichen Welt intensiviert und die epistemische 
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Krise ausgeweitet. Die EU versucht mit der initiierten Debatte über die Zukunft Euro-
pas, Terrain auf diesem Kampffeld zurückzugewinnen, allerdings ohne den dominanten 
Modus der Integration substantiell zu verändern. Trotz des demokratischen Potentials 
neuer deliberativer Formen wurden diese hier in ihrer tatsächlichen Gestalt als Symp-
tom der autoritären Rekonfiguration von politischer und ziviler Gesellschaft analysiert. 
Diese Konstellation erweist sich daher weniger als Polarisierung, denn vielmehr als 
komplexe mehrdimensionale Konstellation autoritärer Entwicklungen, die sich gegen-
seitig verstärken. Insbesondere die in der bisherigen (kritischen) Europaforschung unter-
belichteten Kämpfe um die epistemische Selektivität des Staates in der Entwicklung 
einer epistemischen Krise sind dabei zu berücksichtigen. Diese Skizze soll einen Beitrag 
dazu leisten, ein Analyseinstrumentarium für diese Lücke zu entwickeln, um die post-
hegemoniale Konstellation besser zu verstehen und die weitere Entwicklung politischer 
Kämpfe in einen größeren Zusammenhang einordnen zu können. Trotz aller Schließun-
gen und autoritären Tendenzen bleibt der Ausgang politischer Kämpfe immer offen.
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